
Dienstvereinbarung

nach § 36 MVG.EKD

zur Nutzung eines privaten Kfz für Dienstfahrten

zwischen

der Ev' Jugend- und Familienhilfe gGmbH, vertreten durch ihren Geschäftsführer

Herrn Detlef Wiecha

und

der Mitarbeitervertretung der Ev. Jugend- und Familienhilfe gGmbH, vertreten durch ihre
Vorsitzende Frau Lydia Erkelentz

Präambel

ln den Arbeitsfeldern.der.Ev- Jugend- und Familienhilfe gGmbH sind Dienstfahrten der Mitarbeiterlnnenein wesentlicher Bestandteil. Diä Ev, Jugend- und ramiienhitre gGmbH verfügt über eine hohe Anzahlvon Firmenfahrzeugen für dienstlich väranlasste Fahrten. DeJrnoch sterrt ilcrrt für jede diensflichnotwendige Fahrt und angesteilte person ein Dienstwaä;; ,u; Verfügung.
Vor diesem Hintergrund sind sich Geschäftsführung und Mitarbeitervertretung einig, dass es in diesenFällen notwendig ist, dass Mitarbeiterlnnen langelstellte pärsonen) ihre privaten Kraftfahrzeuge fürdienstlich veranrasste Fahrten innerharb der Ausübung rhrer Tätigkeit nutzen.

§ 1 Zweck der Vereinbarung
Diese Vereinbarung regelt dle Nutzung des privaten Kraftfahrzeugs der angesteltten personen der EvJugend- und Famirienhirfe gGmbH füräiensfliche Fahrten.

§ 2 Nutzung des privaten Kfz
sollte für dienstlich notwendige Fahrten kein Firmen KFZ zur Verfügung stehen, kann die angestelltePerson (soweit vorhanden) däs privateigene KFZ nutzen.

§ 3 Kostenerstattung

Die Erstattung der Kosten für Dienstfahrten erfolgt gem. BAT KF § 35 Abs. 2. Als Grundlage bzw. Belegzur Kostenerstattung ist ein Fahrtenbuch zu führen und zur d;"il*;;;ffiiil.
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§ 4 Versicherungsschutz

Die Ev' Jugend- und Familienhilfe hat für alle anerkannten, privateigenen Dienstfahrzeuge einevollkaskoversicherung abgeschlos."n, Ji" die Risiken 
"inäi"öi"nrtfahrt 

abdeckt.Als Dienstfahrten gelten Fahrten, die die angestellte person in Ausübung ihres Dienstes auf
X::Tlffiä:fl,::!,H:i:1;;ll*.f.lf:ro;fu"11;älol",,o r",ir*nÄirt" !c.nu1 ,"t",,i,,t,
Damit das KFZ durch die Versicherung anerkannt wird und es im schadensfall zur Regulierungkommen kann' muss die angestellte 

*Person 
oei oäi personalabteilung der Ev. Jugend- undFamilienhilfe gGmbH einen Antiag auf Anerkennung oes r<ri stellen. Die Kopie des Fahrzeugscheinsdes ständig genutzte.n Fahrzeugäs ist als Nachwäis oeiiÄgen. Grundsätzlich werden max. zweiFahrzeuge pro angestellte persoi anerkannt.

Bedingung der Versicherung für die Anerkennung, ist die Zulassung des KFZ auf den Namen derangestellten Person oder die Zulassunq des KFZ arr Jän rne- bzw. Lebenspartner in häuslicherGemeinschaft oder Ve.wandte ersten odär zweiten Grades.

§ 5 Schaden am KFZ
Bei der Dienstreiseversicherung handelt es sich um eine Kaskoversicherung. lm Falle eines von derangestellten Person verschuldeten Unfalls *iro somii r"oigli"l..r oer schäo"n 

"n dem KFZ derangestellten person reguliert.

Die schadensregulierung erfolgt nur für schäden die während der Ausführung der betrieblichenTätigkeit entstanden sind.

KFZ schäden' die über die Dienstreisevers.icherung der Ev. Jugend- und Familienhilfe gGmbH reguliertwerden' können nicht auf Basis eines xästenvoraÄscnrages abgerechnet werden. Derschadensausgleich erfolgt ausschließlich durch oie neparatur des rahrzeuges der angestellten person.
Der schaden des Unfallgegners wird über die KFZ-Haftpfrichtversicherung des anerkanntenDienstfahrzeuges abgewickält.

Zusätzlich anfallende Kosten wie z.B.: Kostenvoranschrag, selbstbeteiligung usw. werden vomArbeitgeber erstattet.

Damit der angestellten Person im schadensfall bezogen auf die Versicherungsprämien keine Nachteileentstehen (Rückstufung in der schadenfreiheitsklaslel, uoernimmt die Ev. Jugend- und FamilienhilfegGmbH die bei der KFZ-Versicherung unfallbedingten entstehenden Mehrkosten.
Die Erstattung erfolgt entweder durch den schadenrückkauf oder durch übernahme der durch dieRückstufung zu erwartenden Mehrkosten.
Die angestellte person regt hierzu eine von der zuständigenVergleichsberechnung zut Höhe der schadensrückkaufsumme
Prämienmehraufwands vor.

Versicherung erstellten
und die Höhe des
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§ 6 Obliegenheiten

Bei jedem KFz Unfall muss die Polizei hinzugezogen und der polizeiunfallbericht oder dieTagebuchnummer der Dienststelle vorgelegt werde"n. Diä iagebuchnummer kann telefonisch bei derPotizei angefordert werden, sorte diese ni"Ät rui üni"ririärrli"mmen.
Falls die angestellte Person über den unfall hinaus ein Verkehrsdelikt begangen hat, werdenentstandene Aufwendungen (2.8. Bußgelder) uon i", angestellten person äetbst getragen. EinRechtsanspruch auf Erstaltung durch diiEv. Jugend- ,no Famiti"nhilfe gGmbH besteht nicht.
Jede Dienstfahrt darf nur mit Besitz eines gültigen Führerscheins erfolgen. Eine Führerscheinkopie istder Personalabteilung.bei Einstellung ,or^t"gän, Der (temporare) Verlust des Führerscheins ist demArbeitgeber unverzüglich mitzuteilenl
Die o'g' schadensregulierung oder Erstattungszahlung er-folgt nur, wenn belegt ist, dass der schadenwährend der Ausführung einÄr betrieblichen iatigt eit üno im"zusammenhang mit der Erfüllung derArbeitspflicht passiert ist.

Bei grober Fahrrässigkeit oder Vorsatz haftet die angesteilte person.

§ 7 Schlussbestimmung

Diese Dienstvereinbarung tritt mit wirkung vom 01 .12.2024 in Kraft. sie kann mit einer Frist von vierwochen zum Quartalsende von beidän Vertragsparteien schrifflich gekündigt werden. EineNachwirkung nach Außerkrafttreten der Dienstverein"tärrö irt ausgeschlossen.

§ 8 Salvatorische Klausel
sollte eine oder mehrere Bestimmungen dieser Dienstvereinbarung ganz oder teilweise unwirksam sein,soll die wirksamkeit der übrigen Bestimmungen davon nicht berühI werden. Die parteien verpflichtensich, die unwirksame Bestimmung durch e-ine vereinnarung zu ersetzen, die der Unwirksamen inlnteressenlage und Bedeutung mogticnst nahekommt.

Kaarst, den 19"11.2024

Geschäftsführer Mita
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